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Zusammenstellung der massgeblichen Gesetzesartikel aus WaG und WaV zur Rodung und zum 
Rodungsersatz 
 
 
Bundesgesetz über den Wald (SR 921.0; abgekürzt WaG)  
 
 
Art. 4 Begriff der Rodung 

Als Rodung gilt die dauernde oder vorübergehende Zweckentfremdung von Waldboden. 
 
Art. 5 Rodungsverbot und Ausnahmebewilligungen 
1 Rodungen sind verboten. 
2 Eine Ausnahmebewilligung darf erteilt werden, wenn der Gesuchsteller nachweist, dass für die Rodung wichtige Gründe beste-
hen, die das Interesse an der Walderhaltung überwiegen und zudem die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a. das Werk, für das gerodet werden soll, muss auf den vorgesehenen Standort angewiesen sein; 
b. das Werk muss die Voraussetzungen der Raumplanung sachlich erfüllen; 
c. die Rodung darf zu keiner erheblichen Gefährdung der Umwelt führen. 
3 Nicht als wichtige Gründe gelten finanzielle Interessen, wie die möglichst einträgliche Nutzung des Bodens oder die billige Be-
schaffung von Land für nichtforstliche Zwecke. 
4
 Dem Natur- und Heimatschutz ist Rechnung zu tragen. 

5
 Rodungsbewilligungen sind zu befristen. 

 
Art. 6 Zuständigkeit 
1
 Ausnahmebewilligungen erteilen: 

a. die Bundesbehörden, wenn sie über die Errichtung oder Änderung eines Werkes, für das gerodet werden soll, entscheiden; 
b. die kantonalen Behörden, wenn sie über die Errichtung oder Änderung eines Werkes, für das gerodet werden soll, entschei-

den. 
2 Bevor die kantonale Behörde über eine Ausnahmebewilligung entscheidet, hört sie das Bundesamt für Umwelt, Wald und Land-
schaft (Bundesamt) an, wenn: 

a. die Rodungsfläche grösser ist als 5000 m2; werden für das gleiche Werk mehrere Rodungsgesuche gestellt, so ist die Ge-
samtfläche massgebend; 

b. der zu rodende Wald in mehreren Kantonen liegt. 
 
Art. 7 Rodungsersatz 
1 Für jede Rodung ist in derselben Gegend mit standortgerechten Arten Realersatz zu leisten. 
2 Anstelle von Realersatz können gleichwertige Massnahmen zu Gunsten des Natur und Landschaftsschutzes getroffen werden: 

a. in Gebieten mit zunehmender Waldfläche; 
b. in den übrigen Gebieten ausnahmsweise zur Schonung von landwirtschaftlichem Kulturland sowie ökologisch oder landschaft-

lich wertvoller Gebiete. 
3 Auf den Rodungsersatz kann verzichtet werden bei Rodungen: 

a. von in den letzten 30 Jahren eingewachsenen Flächen für die Rückgewinnung von landwirtschaftlichem Kulturland; 
b. zur Gewährleistung des Hochwasserschutzes und zur Revitalisierung von Gewässern; 
c. für den Erhalt und die Aufwertung von Biotopen nach den Artikeln 18a und18b Absatz 1 des Bundesgesetzes vom 1. Juli 

19667 über den Natur- und Heimatschutz. 
4 Wird nach Absatz 3 Buchstabe a rückgewonnenes landwirtschaftliches Kulturland innerhalb von 30 Jahren einer anderen Nut-
zung zugeführt, so ist der Rodungsersatz nachträglich zu leisten. 
 
Art. 9 Ausgleich 

Die Kantone sorgen dafür, dass durch Rodungsbewilligungen entstehende erhebliche Vorteile, die nicht nach Artikel 5 des Raum-
planungsgesetzes vom 22. Juni 1979 erfasst werden, angemessen ausgeglichen werden. 
 
Art. 11 Rodung und Baubewilligung 
1 Die Rodungsbewilligung befreit nicht von der Einholung der im Bundesgesetz vom 22. Juni 19791) über die Raumplanung vorge-
sehenen Baubewilligung. 
2 Erfordert ein Bauvorhaben sowohl eine Rodungsbewilligung als auch eine Ausnahmebewilligung für das Bauen ausserhalb der 
Bauzone, so darf diese nur im Einvernehmen mit der nach Artikel 6 dieses Gesetzes zuständigen Behörde erteilt werden. 
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Verordnung über den Wald (SR 921.01; abgekürzt WaV) 

 
Art. 4 Begriff 

Nicht als Rodung gilt: 

a. Die Beanspruchung von Waldboden für forstliche Bauten und Anlagen sowie für nichtforstliche Kleinbauten und -anlagen; 
b. die Zuweisung von Wald in eine Schutzzone nach Artikel 17 des Bundesgesetzes vom 22. Juni 1979 über die Raumplanung 

(RPG), sofern das Schutzziel mit der Walderhaltung in Einklang steht. 
 
Art. 5 Rodungsgesuch, öffentliche Auflage 
1Das Rodungsgesuch ist bei Werken, für die der Bund zuständig ist, der Leitbehörde des Bundes und bei Werken, für die die Kan-
tone zuständig sind, der nach kantonalem Recht zuständigen Behörde einzureichen. 
2 Die Behörde macht das Gesuch öffentlich bekannt und legt die Akten zur Einsicht auf. 
3 Das Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft (Bundesamt) erlässt Richtlinien über den Inhalt eines Rodungsgesuches. 
 
Art. 6 Mitwirkung des Bundesamtes und der Kantone 
1 Ist der Bund für die Rodungsbewilligung zuständig, so gilt für die Mitwirkung des Bundesamtes und der Kantone Artikel 49 Ab-
satz 2 WaG. Die Kantone unterstützen die Bundesbehörden bei der Abklärung des Sachverhalts. 
2 Zur Rodungsfläche, nach der sich die Pflicht zur Anhörung des Bundesamtes (Art. 6 Abs. 2 WaG) bestimmt, sind alle Rodungen 
zu rechnen, die: 

a. mit dem Rodungsgesuch anbegehrt werden; 
b. in den letzten 15 Jahren vor der Einreichung des Rodungsgesuchs für das gleiche Werk ausgeführt wurden oder noch ausge-

führt werden dürfen. 
 
Art. 7 Rodungsentscheid 
1 Der Rodungsentscheid spricht sich aus über: 
a. die Flächen der bewilligten und der verweigerten Rodungen sowie über die davon betroffenen Grundstücke mit Angabe der 

Koordinaten; 
b. Art und Umfang der Ersatzmassnahmen sowie die davon betroffenen Grundstücke mit Angabe der Koordinaten; 
c. die Fristen zur Benutzung der Rodungsbewilligung und zur Erfüllung der mit der Rodung verbundenen Pflichten, insbeson- 

dere derjenigen der Ersatzmassnahmen; 
d. die unerledigten Einsprachen; 
e. allfällige weitere Bedingungen und Auflagen. 
2 Das Bundesamt führt eine Statistik der vom Bund und von den Kantonen bewilligten Rodungen. Die Kantone stellen dem Bun-
desamt die erforderlichen Angaben zur Verfügung. 
 
Art. 8  Realersatz 
1Realersatz wird geleistet, indem für die gerodete Fläche eine gleich grosse Fläche Wald an einem Standort begründet wird, der 
qualitativ ähnliche Bedingungen bietet wie die gerodete Fläche. 
2Der Realersatz schliesst die Landbeschaffung, die Pflanzung sowie alle Massnahmen ein, die zur dauernden Sicherung der Er-
satzfläche erforderlich sind. 
3 Einwuchsflächen und freiwillig aufgeforstete Flächen, die noch nicht Wald sind, können als Realersatz anerkannt werden. 
 
Art. 8a Gebiete mit zunehmender Waldfläche 

Die Kantone bezeichnen nach Anhörung des Bundesamtes die Gebiete mit zunehmender Waldfläche. Deren Abgrenzung stützt 
sich auf Erhebungen des Bundes und der Kantone, erfolgt grundsätzlich entlang topografischer Einheiten und berücksichtigt die 
bestehende Besiedlung und Nutzung. 
 
Art. 9 Schonung von landwirtschaftlichem Kulturland sowie ökologisch oder landschaftlich wertvoller Gebiete 
1 Auf Realersatz kann insbesondere bei Fruchtfolgeflächen verzichtet werden. 
2 Ökologisch wertvoll sind insbesondere: 

a. Biotope nach  Artikel 18 Absatz 1bis des Bundesgesetzes vom 1. Juli 19661) über den Natur- und Heimatschutz (NHG); 
b. Gebiete, die nach Artikel 17 RPG2) als Naturschutzzonen ausgeschieden sind. 
3 Landschaftlich wertvoll sind insbesondere: 

a. Objekte, die nach der Verordnung vom 10. August 19773) über das Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmäler 
von nationaler Bedeutung sind; 

b. Moorlandschaften von besonderer Schönheit und von nationaler Bedeutung nach Art 24 sexies Absatz 5 der Bundesverfassung; 
c. Gebiete, die nach Artikel 17 RPG als Landschaftsschutzzonen ausgeschieden sind. 

 
Art. 9a Verzicht auf Rodungsersatz 

Bei Projekten zur Gewährleistung des Hochwasserschutzes und zur Revitalisierung von Gewässern kann auf Rodungsersatz 
insbesondere bei Flächen verzichtet werden, die nicht mehr mit Wald bestockt werden können. 
 
Art. 11 Anmerkung im Grundbuch und Meldung 
1 Die Pflicht zur Leistung von Realersatz oder zu Massnahmen zugunsten des Natur- und Landschaftsschutzes ist auf Anmeldung 
der zuständigen kantonalen Forstbehörde im Grundbuch anzumerken. 
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 2 Die Kantone überwachen sämtliche Ersatzmassnahmen und melden deren Abnahme dem Bundesamt. 
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